
                     

      
         

        
 

         
 

   
  

 
   

 
 
 

 
 

     
       

      
     

       
      

     
       

 
    

      
  

      
         

  
          

    
         

      
 

      
       
     

  
         

    
   

         
      

      
       

      

                                                           
        

      
       

          
         

      
        

        

Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Pflege und Gleichstellung 

Stand Januar 2021 

Standards für zuwendungsfinanzierte Angebote 
der psychiatrischen Pflichtversorgung 

Beratungsstelle für alkohol- / medikamentenabhängige Menschen 

Präambel 

Eine Suchterkrankung oder Substanzgebrauchsstörung ist eine komplexe Störung der 
Gesundheit und der Teilhabe mit körperlichen, psychischen und sozialen Ursachen und 
Folgeproblemen. Häufig gibt es komplexe Wechselwirkungen, weitere körperliche oder 
psychische Erkrankungen und soziale Schwierigkeiten. Die Komplexität der Thematik 
erfordert ein „multiperspektivisches Fallverstehen“ (Hansjürgens 2016, S. 38) durch ein 
entsprechendes Team aus Fachkräften, das die Themen dieser komplexen Störung in Breite 
und Tiefe so weit abdeckt, dass es sowohl eigene Aufgaben wahrnehmen als auch 
fachgerecht in weiterführende Hilfen vermitteln kann1. 

Zum Zeitpunkt der Neufassung der Standards der Alkohol- und Medikamentenberatungs-
stellen 2020 sehen sich die Beratungsstellen zusätzlich vor weitere Herausforderungen 
gestellt: 

 Die Bevölkerungszahl insgesamt steigt. Die Zusammensetzung der Bevölkerung 
ändert sich, z. B. gibt es mehr ältere Menschen und mehr Menschen mit 
Migrationshintergrund. 

 Die soziale Situation im Land Berlin hat sich ebenfalls verändert, z. B. im 
Zusammenhang mit Wohnungsmangel und Wohnungslosigkeit 

 Die Problemlagen der Ratsuchenden sind komplexer geworden, z. B. Ratsuchende 
mit Mehrfachdiagnosen psychischer Störungen oder mit ungeklärtem Kranken-
versicherungsstatus 

 Neue oder bisher nicht ausreichend versorgte Zielgruppen müssen in den Fokus der 
Fachkräfte genommen werden, z. B. Konsumierende mit Mischkonsum oder 
Angehörige spezieller Subgruppen wie Senior*innen oder Menschen mit bestimmten 
speziellen Konsummustern 

 Die Vermittlung an andere Hilfeeinrichtungen ist schwieriger geworden, z. B. lange 
Wartezeiten auf weiterführende Hilfen wie Entzugsbetten, medizinische 
Rehabilitation, psychiatrische Versorgung, Schuldnerberatung 

 Die fachlichen Standards sind weiter gestiegen, z. B. der Standard der niedrig-
schwelligen therapeutischen Technik der Motivierenden Gesprächsführung, das 
Erkennen von psychischen Erkrankungen(ICD-10 Kap. V F) über die 
Suchterkrankung (ICD-10 Kap. V F1) hinaus, die Erweiterung der Fachlichkeit in 
Bezug auf spezielle Zielgruppen, die fachlichen Anforderungen für den Umgang mit 

1 Nach Hansjürgens (2016, S. 38-42) nehmen die Fachkräfte der Suchtberatung einerseits beratende 
und therapienahe (behandelnde) Aufgaben im Rahmen eines multiperspektivischen 
Fallverständnisses sowie Lots*innenaufgaben für die Klient*innen im (Sucht-)Hilfesystem wahr. 
Andererseits nehmen die Fachkräfte Aufgaben in der Kooperation und Vernetzung wahr. Eckpfeiler 
der Funktion Suchtberatung sind nach Hansjürgens (2018, S. 2): Niedrigschwellige 
Zugangsmöglichkeit, Raum zur Entwicklung einer vertrauensvollen Arbeitsbeziehung, integrierter 
Prozessbogen mit hilfesektorenübergreifendem Case Management, Beratung und Begleitung in 
Bezug auf Anliegen der Klient*innen, Erschließung eines regionalen Hilfenetzwerkes für Betroffene. 
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Vielfalt (Diversity) in der Gesellschaft und der verstärkte Fokus auf die 
Teilhabeorientierung im Sinne von ICF und BTHG 

 Die Beratungsstellen nehmen vermehrt Aufgaben im Kinderschutz wahr, sowohl auf 
der individuellen Ebene als auch in der Vernetzung 

 Die Netzwerke werden immer komplexer, z. B. künftig zusätzlich die Abstimmung mit 
den unabhängigen Teilhabeberatungsstellen 

 Mit der Digitalisierung werden auch neue Konzepte und neue Angebote in der 
Suchtberatung nötig, z. B. Chatmöglichkeiten und digitale Programme. Gleichzeitig 
werden die Anforderungen des Datenschutzes komplexer 

Aktualisierte Standards für Aufgaben und Ausstattung der Alkohol- und Medikamenten-
beratungsstellen sollen diese veränderten Rahmenbedingungen berücksichtigen. Eine 
bedarfsgerechte Suchtberatung mit passgenauen Unterstützungsangeboten vermindert 
individuelles Leid, hilft bei Gesundung und sozialer Stabilisierung, verhindert Chronifizierung, 
baut Teilhabe-Barrieren ab und reduziert gesamtgesellschaftliche Kosten2. Betroffene 
werden bei der aktiven Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft unterstützt. 

Rechtliche Grundlagen, Planungsgrundlagen und Klassifikationen 

Rechtliche Grundlagen und Planungsgrundlagen: 
 Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (GDG) 2006 
 Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG) 

2016 
 Psychiatrieentwicklungsprogramm (PEP) 1997, Neuberechnung 2007/2008 
 Drogen und Sucht in Berlin. Situationsbericht 2014, aufbauend auf 3. Drogen- und 

Suchtbericht 1997 
 Anforderungsprofil Regionaler Suchthilfedienst (ARS) 
 Rahmenvereinbarung zum Schutz von Kindern suchtkranker Eltern vor der 

Gefährdung des Kindeswohls der Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und 
Verbraucherschutz, Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung und 
der LIGA der Wohlfahrtspflege in Berlin 2009 

 Bundesteilhabegesetz (BTHG) 2016 

Klassifikationen: 
 ICD – Internationale Klassifikation psychischer Störungen 

(Weltgesundheitsorganisation)3 

 ICF – Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und 
Gesundheit (Weltgesundheitsorganisation) 

Art der Leistung (Definition des Leistungsangebotes) 

Beratungsstellen für alkohol- und medikamentenabhängige Menschen sind fester Bestandteil 
des regionalen psychiatrischen Pflichtversorgungssystems und Baustein des Systems der 
Suchthilfe. Beratungsstellen für alkohol- und medikamentenabhängige Menschen haben eine 
definierte regionale Verpflichtung für die ambulante Grundversorgung von Menschen mit 
riskantem, schädlichem und abhängigem Alkohol- und Medikamentengebrauch und deren 
Angehörigen. 

2 Z. B. Krankenbehandlung, Arbeitslosigkeit, Einschränkungen beruflicher Leistungsfähigkeit, 
Sozialleistungsbezug, vorzeitige Berentung, vorzeitiger Tod 
3 Derzeit ICD-10, danach ICD-11 
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Die regionale Grundversorgung der ambulanten Suchthilfe umfasst das im Folgenden 
benannte Aufgaben- und Angebotsspektrum. Dazu wird eine schriftliche Konzeption der 
einzelnen Beratungsstelle auf der Grundlage der Konzeption des regionalen Suchthilfe-
dienstes in Abstimmung mit den bezirklichen Gremien erstellt. Die Konzeption der 
Einrichtung bezieht sich im Wesentlichen auf 

1. Angebots- und Aufgabenspektrum 
2. Methodik, Arbeitsweise 
3. strukturelle und personelle Voraussetzungen 
4. Qualitätsmanagement 

Dieses Aufgabenspektrum kann je nach bezirklicher Besonderheit durch den Baustein 
Selbsthilfe ergänzt werden. Die Beratungsstelle für alkohol- und medikamentenabhängige 
Menschen unterstützt und fördert im Rahmen ihrer räumlichen und sächlichen Möglichkeiten 
Selbsthilfeaktivitäten für und von suchtkranken Menschen. 

Soweit mehrere Leistungserbringer mit einer definierten Zuständigkeit für die Zielgruppe der 
alkohol- und medikamentenabhängigen Menschen ihre Aufgaben im Rahmen der regionalen 
Grundversorgung übernehmen, werden Aufgaben und Zuständigkeiten verbindlich vereinbart 
(Kooperationsvereinbarung integrierter regionaler Suchthilfedienst IRSD4). Zusätzlich 
übernimmt die Beratungsstelle für alkohol- und medikamentenabhängige Menschen die 
Funktion, Hilfeleistungen, die sie nicht unmittelbar selbst vorhält, entsprechend dem 
individuellen Hilfebedarf zu vermitteln. Sie übernimmt bei Bedarf auch eine 
Vernetzungsfunktion. 

Je nach Ressourcen in der ambulanten Versorgung von Menschen mit Abhängigkeits-
erkrankungen und Angehörigen und nach bezirklicher Bedarfslage können Schwerpunkte in 
bezirklicher Verantwortung festgelegt werden. 

Zielgruppe, Personenkreis 

Das Angebot der Beratungsstelle richtet sich an Menschen mit riskantem, schädlichem oder 
abhängigem Alkohol- oder Medikamentengebrauch sowie an deren Angehörige oder 
Bezugspersonen. Die Beratung erfolgt auch, wenn es zusätzlich um Mischkonsum, 
Verhaltenssüchte, andere psychische Störungen und soziale Probleme geht. Bei Bedarf 
können auch Mitarbeitende anderer Fachdienste und sozialer Einrichtungen in Suchtfragen 
beraten werden. 

Ziele und Leistungen 

Die Beratung orientiert sich am Anliegen und der individuellen Situation der Ratsuchenden. 
Sie ist personen-, problem-, ziel-, ressourcen- und teilhabeorientiert und basiert auf 
Freiwilligkeit und Eigenverantwortung der Klient*innen. 

Ziele sind der Erhalt bzw. die Wiederherstellung der Gesundheit und der gesellschaftlichen 
Teilhabe sowie der Abbau von Teilhabe-Barrieren. Ziel von Suchtberatung ist auch, 
Vorurteile gegenüber Suchterkrankungen und Stigmatisierung zu verringern. 

Leistungen der Beratungsstellen für alkohol- und medikamentenabhängige Menschen und 
deren Angehörige sind: 

 die Sicherung des Überlebens und Senkung des Mortalitätsrisikos 
 Informationsweitergabe über Wirkungen und Risiken von Substanzen 
 Begleitung bei eigenverantwortlichen Entscheidungen (Konsumreflexion) 

4 Derzeit gibt es in Berlin sechs Suchthilferegionen (IRSD) 
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 Reflexion und Unterstützung von Veränderungsmotivation 
 Umfassende Aufklärung über Hilfsangebote und ggf. Vermittlung in weiterführende 

Angebote 
 Interventionen zur Schadensbegrenzung (Harm Reduction) 
 Interventionen und Beratung zur Minderung gesundheitlicher und sozialer Risiken 
 Unterstützung bei der psychischen, physischen und sozialen Stabilisierung und 

Förderung individueller Ressourcen 
 Unterstützung bei der Reduktion oder Beendigung des Konsums (Erreichen und 

Aufrechterhaltung der Abstinenz) 
 Interventionen zur Sicherung des Kindeswohls (siehe Rahmenvereinbarung 

Kinderschutz) 
 Unterstützung und Aufklärung von Angehörigen und Bezugspersonen zur eigenen 

Gesundheitsgefährdung und Motivation zur Inanspruchnahme weiterer Hilfen, u. a. 
Selbsthilfe 

 Aufklärung und Beratung zur Familien- und Paardynamik bei Suchtmittelkonsum und 
zur Klärung der eigenen Rolle 

 Öffentlichkeitsarbeit 

Angebots- und Aufgabenspektrum (incl. Methodik, Arbeitsweise) 

Niedrigschwellige Zugangsangebote 

Niedrigschwellige Angebote beinhalten: 
 Erstkontakt ohne Anmeldung 
 Akuthilfen 
 niedrigschwelliger Zugang (unbürokratisch, kostenlos, auf Wunsch anonym) 
 Vermittlung in weiterführende Hilfen 
 Vermittlung in medizinische Grundversorgung (z. B. kooperierende Arztpraxis) 
 Informationen über suchtspezifische und andere Hilfemöglichkeiten entsprechend 

dem aktuellen Hilfebedarf 
 Aufsuchende Arbeit z.B. in Unterkünften für geflüchtete Menschen 

Der Bezirk kann im niedrigschwelligen Kontaktbereich einen Schwerpunkt setzen. 

Beratung 

Beratung ist zeitlich begrenzt (Richtwert: Bis zwölf persönliche Einzelkontakte, zeitlich 
zusammenhängend) und zielgerichtet. Teilleistungen sind: 

 Bereitstellung und Vermittlung von Informationen, Aufzeigen von Hilfemöglichkeiten 
einschließlich Möglichkeiten zur Unterstützung der Teilhabe 

 Anamnese, Diagnostik, Indikationsstellung, Problemlagen und Hilfebedarf klären 
 Entwicklung von Veränderungsbereitschaft 
 Motivierung zur Inanspruchnahme von weiterführenden Hilfen und von 

Selbsthilfegruppen 
 Vermittlung weiterführender Hilfen 
 psychosoziale Krisenintervention (in Abgrenzung zum medizinischen Notfall) 
 Angehörigenarbeit 
 Beratung und Informationsweitergabe an Fachkräfte in anderen Diensten im Rahmen 

institutioneller Kooperation 
 Weitergabe suchtpräventiver Informationen, punktuelle Mitwirkung bei 

suchtpräventiven Veranstaltungen in Abstimmung mit den bezirklichen 
Suchthilfekoordinator*innen 
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 Anwendung von Programmen zur frühen Intervention im Einzel- und im 
Gruppensetting zur Unterstützung einer aktiven Auseinandersetzung mit dem 
Konsum psychoaktiver Substanzen 

Bei Bedarf, z. B. bei komplexeren Problemlagen oder Verläufen, erfolgt eine längerfristige 
Beratung oder Begleitung. Dabei ist die gemeinsame Erarbeitung von Zielen und 
Teilschritten und deren Reflexion ein wichtiger Bestandteil des Prozesses. Inhalte können 
unter anderem sein: 

 Die Begleitung bis zum Therapiebeginn oder zum Beginn anderer weiterführender 
Maßnahmen, 

 die Organisation von Unterstützung der Teilhabe in den Bereichen Freizeit, 
Tagesstruktur, Wohnen, soziale und berufliche Integration z. B. über 
Wohnungslosenhilfe, Schuldnerberatung, Selbsthilfe. 

Die Beratung schließt die Arbeit mit mehrfach beeinträchtigten chronisch abhängigen 
Menschen ein, soweit diese nicht von anderen Diensten und Einrichtungen der 
psychiatrischen Versorgung betreut werden. 

Behandlung 

Die Beratungsstellen können ambulante Rehabilitation bei Abhängigkeitserkrankung (auch 
genannt Entwöhnungsbehandlung oder Suchttherapie) und Reha-Nachsorgebehandlung 
anbieten. Grundlagen sind die Vereinbarung „Gemeinsames Rahmenkonzept der Deutschen 
Rentenversicherung und der Gesetzlichen Krankenversicherung zur ambulanten 
medizinischen Rehabilitation Abhängigkeitskranker vom 3. Dezember 2008“ sowie weitere 
Vereinbarungen im Suchtbereich. 

Methodik, Arbeitsweise 

Methodik, Arbeitsweise: 
 Grundlagen für einen erfolgreichen Beratungsprozess sind eine tragfähige 

Arbeitsbeziehung und Beziehungskontinuität 
 Die Beratung orientiert sich an den Zielen und Ressourcen der Ratsuchenden im 

Sinne der Motivierenden Gesprächsführung nach Miller & Rollnick (2004) 
 Hilfen werden lebenswelt- und entwicklungsorientiert erbracht; dabei werden die 

unterschiedlichen Realitäten, Sichtweisen und Bedürfnisse der Ratsuchenden 
berücksichtigt und gruppenbezogener Diskriminierung entgegengewirkt (Gender und 
Diversity-Orientierung), 

 Im Rahmen der Fallverantwortung wird eine zielgerichtete Vernetzung von Hilfen im 
Sinne einer Komplexleistung im Rahmen der regionalen Grundversorgung 
gewährleistet 

 Möglich sind Einzel-, Mehrpersonen- und Gruppensettings 
 Beratung und Information kann auch aufsuchend erfolgen, z. B. in regelmäßigen 

Sprechstunden in Einrichtungen außerhalb der Beratungsstelle 

Personelle und strukturelle Voraussetzungen zur Leistungserbringung 

Zugang, Lage und Sachausstattung 

Die Beratungsstellen verfügen über: 
 nutzer*innen-orientierte Öffnungszeiten und offene Sprechstunden, 
 Erstberatung innerhalb von zwei Beratungstagen oder in der offenen Sprechstunde 
 barrierearmer Zugang 
 verkehrsgünstige Erreichbarkeit im Einzugsgebiet 
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 Online-Erreichbarkeit (auch über Home Office) 
 funktionsgerechte räumliche Ausstattung mit Büroarbeitsplätzen, Räumen für 

Einzelberatung und für Gruppenangebote 
 Ausstattung mit zeitgemäßer IT, einschließlich Hardware und Software zur 

Klient*innendatenverwaltung, zur Dokumentation des Deutschen Kerndatensatzes 
und zur Bürokommunikation 

 Ressourcen für eine kontinuierliche Weiterentwicklung des digitalen 
Beratungsangebots 

Personelle Ausstattung (Fachpersonal) 

Das Team einer Beratungsstelle für alkohol- und medikamentenabhängige Menschen ist 
multiprofessionell besetzt und arbeitet interdisziplinär zusammen. In der Regel verfügen alle 
Mitarbeitenden über einen Hochschulabschluss in Sozialer Arbeit oder Psychologie oder in 
einem vergleichbaren Fach. Es sind mindestens psychologische und sozialarbeiterische 
Qualifikation sowie ärztliche Kompetenz vertreten. Die Zusammenarbeit mit Ärzt*innen und 
ggf. anderen Berufsgruppen kann auch in konsiliarischer Form erfolgen. Der Einsatz von 
Honorarkräften ist möglich. 

Arbeitsbereichs- und suchtspezifische Zusatzqualifikationen der Mitarbeitenden, sowie 
interkulturelle Kompetenzen werden bei mindestens 50% der Fachkräfte vorausgesetzt. 

Kooperation, Vernetzung 

Beratungsstellen für alkohol- und medikamentenabhängige Menschen verfügen über 
Kooperationsstrukturen insbesondere bezogen auf folgende Dienste: 

 Suchthilfekoordination im Bezirk 
 Drogen- und Suchthilfe 
 psychosoziale Beratungsstellen und -einrichtungen 
 Sozialpsychiatrische Dienste 
 Krankenhäuser, Fachkliniken, niedergelassene Ärzt*innen und psychologische 

Psychotherapeut*innen 
 Teilhabefachdienste der Bezirke 
 Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 
 Selbsthilfe 
 Jugendhilfe 
 Wohnungslosenhilfe 
 Migrationsdienste 
 Jobcenter 
 Fachstelle für Suchtprävention 

Eine verbindliche Kooperation und ein enger Fachaustausch mit den Drogenberatungsstellen 
im Rahmen des regionalen Suchthilfedienstes ist – vor allem auch im Hinblick auf die 
zunehmende Klientel der Mischkonsument*innen – unerlässlich. Die Alkohol- und 
Medikamentenberatungsstellen wirken an der Weiterentwicklung integrierter Arbeitsansätze 
und an einer Gesamtkonzeption zur integrierten Suchthilfe mit (siehe Art der Leistung, dort: 
IRSD). 

Qualitätsmanagement 

Beratungsstellen für alkohol- und medikamentenabhängige Menschen sind verpflichtet, die 
Dokumentation analog bundesweiter Standards durchzuführen (derzeit: klient*innen- und 
einrichtungsbezogener Kerndatensatz KDS im Rahmen der Bundessuchthilfestatistik). 
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Die Beratungsstellen verfügen über ein Qualitätsmanagement einschließlich eines 
Beschwerdemanagements. 
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z. B. Dilling, H. & Freyberger, H. J. (2010): Taschenführer zur ICD-10-Klassifikation 
psychischer Störungen. Weltgesundheitsorganisation. 5., überarbeitete Auflage unter 
Berücksichtigung der German Modification (GM) der ICD-10. Bern: Verlag Hans 
Huber, Hogrefe AG. 

ICF – Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit 
(Weltgesundheitsorganisation): 
Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation und Information (Hrsg.) (2005): 
Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit 
(ICF). Weltgesundheitsorganisation, Genf. Deutsche Übersetzung; die 
englischsprachige Originalausgabe erschien 2001. Unveränderter Nachdruck 2010. 
Köln: DIMDI. 

Behandlung 

Vereinbarung „Gemeinsames Rahmenkonzept der Deutschen Rentenversicherung und der 
Gesetzlichen Krankenversicherung zur ambulanten medizinischen Rehabilitation 
Abhängigkeitskranker vom 3. Dezember 2008“ sowie weitere Vereinbarungen im 
Suchtbereich, siehe Broschüre der Deutschen Rentenversicherung „Vereinbarungen 
im Suchtbereich“, Stand 31.08.2013, https://www.deutsche-rentenversicherung.de . 

Methodik, Arbeitsweise 

Miller, William R., & Rollnick, Stephen (2004): Motivierende Gesprächsführung. Freiburg im 
Breisgau: Lambertus. 

5 Derzeit ICD-10, danach ICD-11 
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